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1. 	Einleitung:  Überblick  								








Dieses Referat soll die einzelnen Phasen der Oder-Neiße-Frage thesenartig darstellen. Hierfür ist ein vorgestellter kurzer Überblick von Vorteil, der diese Frage in einen historischen Zusammenhang stellt.





Die letzten fünfzig Jahre waren politisch geprägt von den Folgen des Zweiten Weltkrieges und dem Ost-West-Konflikt. Die Frage der Oder-Neiße-Linie, der heutigen Westgrenze Polens zu Deutschland, bedeutet die Frage nach dem Verhältnis zwischen Deutschen und Polen. Sie stand in der Nachkriegszeit besonders unter dem Eindruck von deutscher Kriegsschuld, Vertreibung aus den deutschen Ostgebieten und dem „Kalten Krieg“.�





Die Kontroverse um die polnische Westgrenze geht zurück auf die Konferenzen von Teheran, Jalta und Potsdam.


Im  Potsdamer Abkommen der Siegermächte vom 2.8.1945 wurde eine Demarkations-linie zwischen den abgetrennten deutschen Ostgebieten und dem übrigen Deutschland festgelegt. Sie sollte bis zu einer friedensvertraglichen Regelung Westgrenze Polens sein.





Diese Oder-Neiße-Linie verläuft von der Ostsee westlich Swinemünde entlang der Oder und der westlichen (Lausitzer  oder Görlitzer) Neiße bis zur tschechischen Grenze. (Vgl. Karte I)





Von der DDR 1950 als „Friedensgrenze“ anerkannt, wurde die Oder-Neiße-Linie auch von der Bundesrepublik 1970 im deutsch-polnischen Vertrag akzeptiert und 1975 in der Schlußakte von Helsinki (Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa) als unverletzlich bekräftigt.





Der deutsch-polnische Grenzvertrag vom November 1990 erkannte nochmals auch für das wiedervereinigte Deutschland diese Westgrenze Polens an.





2. 	Zweiter Weltkrieg und Potsdamer Abkommen				





These 1:


„Die Teilung Deutschlands und die Abtrennung der deutschen Ostgebiete mit der Oder-Neiße-Linie als Grenze zu Polen ist Folge des Kriegstreibens Nazi-Deutschlands.“





Diese These stellt nur eine stark reduzierte Begründung für den Verlust der deutschen Ostgebiete nach dem Zweiten Weltkrieg dar. In den Konferenzen von Teheran, Jalta und Potsdam waren bereits die unterschiedlichen Interessen der Großmächte USA und Großbritannien auf der einen, Sowjetunion auf der anderen Seite deutlich geworden. Nachdem Molotow für die Sowjetunion in Jalta (Februar 1945) eine Oder-Neiße-Linie vorgeschlagen hatte, antwortete Churchill:


	Er werde „... immer die Verschiebung der polnischen Grenze nach Westen unter-


	stützen, da sie [die Polen] seiner Ansicht nach eine Entschädigung erhalten soll-	ten, allerdings nicht mehr als sie verdauen könnten. (...) Er sagte,  er glaube, daß 	ein beträchtlicher Teil der britischen öffentlichen Meinung schockiert sei, wenn 	vorgeschlagen werde, eine große Zahl von Deutschen umzusiedeln. (...) Seiner 	Meinung nach (...)  könnten sechs Millionen Deutsche bewältigt werden, wenn 	man sich auf das östliche Preußen beschränke; nehme man aber das Gebiet bis zur 	westlichen Neiße würde in dieser Hinsicht ein erhebliches Problem bestehen. 


	Marschall Stalin antwortete, die meisten Deutschen seien schon vor der Roten 	Armee weggelaufen.“�





Die Sowjetunion wollte durch eine weitreichende Verschiebung der polnischen Grenze nach Westen die eigene Westverschiebung ihrer Grenzen in polnisches Gebiet als Ergebnis des Zweiten Weltkrieges sicherstellen. Diese Verschiebung war als sowjetische Interessensphäre bereits im geheimen Zusatzprotokoll des deutsch-sowjetischen Nicht-Angriffspakts (Hitler-Stalin-Pakt) vom 28.9.1939 beschlossen worden. (Diese „Curzon-Linie“ als Westgrenze der Sowjetunion: s. KARTE II)





Auf der Konferenz von Potsdam (17.7. - 02.08.1945) konnten sich die sogenannten „Großen Drei“  bereits in der Frage, was das Gebiet „Deutschland“ sei, nur schwer einigen. Für die gemeinsame Aussprache wurden die Grenzen von 1937 zugrunde gelegt, aber die Westalliierten erfuhren zugleich, daß Stalin persönlich die Gebiete östlich der Oder und Neiße bereits an Polen übergeben habe.


Das abschließende Potsdamer Abkommen der Siegermächte vom 2.8.1945 legte die Oder-Neiße-Grenze auf Drängen der Westalliierten nur als vorläufige Grenze (bis zu einem Friedensschluß) fest.


		





3. 	„Kalter Krieg“							        


						          


These 2:


„Nach dem Zweiten Weltkrieg stand die Oder-Neiße-Frage unter den Zeichen von Vertreibung und Ost-West-Konflikt.“ (50er und 60er Jahre)





	„Rußland hat in Händen: die östliche Hälfte Deutschlands, Polen, den Balkan,


	anscheinend Ungarn, einen Teil Österreichs. Rußland entzieht sich immer mehr


	der Zusammenarbeit mit den anderen Großmächten und schaltet in den von ihm


	beherrschten Gebieten völlig nach eigenem Gutdünken. In den von ihm be-


	herrschten Ländern herrschen schon jetzt ganz andere wirtschaftliche und poli-


	tische Grundsätze als in dem übrigen Teil Europas. Damit ist eine Trennung in


	Osteuropa, das russische Gebiet, und Westeuropa eine Tatsache.“�





So beginnt die Einschätzung der politischen Situation nach dem Zweiten Weltkrieg von Konrad Adenauer (CDU), dem späteren Bundeskanzler, in einem Brief an den Duis-burger Oberbürgermeister vom 31. Oktober 1945.  Diese Situation machte die Oder-Neiße-Frage zu einem internationalen und nationalen Streitpunkt mit Vorwürfen und Gegenvorwürfen im sogenannten „Kalten Krieg“ zwischen Ost und West, auf den hier nicht in allen Einzelheiten eingegangen werden kann.





Für die ersten Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg blieb den (West-) Deutschen die Politik Polens als eine Politik der Vergeltung gegenüber den Deutschen in den früheren Ostgebieten für die Handlungen des nationalsozialistischen Staates in Erinnerung. Im „Manifest des Polnischen Komitees der nationalen Befreiung“ vom 22.07.1944 war sie erklärt worden. So hieß es z. B.:


	„Die Stunde ist gekommen, die Dörfer und vernichteten Städte, die zerstörten 	Kirchen und Schulen, die Treibjagden auf Menschen, die Lager und Er-	schießungen, Auschwitz, Majdanek, Treblinka und die Vernichtung der Gettos 	an den Deutschen zu vergelten.“�





Bedeutsam für das Schicksal der deutschen Bevölkerung wurde die Aufstellung einer Bürgermiliz (geschaffen am 13.11.1945), die bei allen Maßnahmen des Ministeriums als Exekutive tätig war. Vermögen und Wohnungen der Deutschen wurden an Polen weitergegeben. Der aus Kriegs- und Besatzungszeit angestaute persönliche Haß führte zu Formen der Schikane und Terrorisierung, die zum Teil absichtlich die vorangegangenen Maßnahmen der Nationalsozialisten kopierten und sich vielfach in den selben Gefäng-nissen und Lagern abspielten, in denen nun Deutsche erlitten, was vorher den Polen widerfahren war.


Einige Jahre später befaßte sich ein deutsches Gericht mit den Zuständen in einem dieser Lager und stellte fest:


	„... Vergewaltigungen der Frauen durch Polen waren an der Tagesordnung. Die 	meisten Polen waren überdies geschlechtskrank. An Verpflegung gab es für die 	Deutschen täglich mittags ˝ Liter Wassersuppe, dazu morgens und abends 3 bis 4 	alte, meistens faule, anfangs sogar ungekochte Kartoffeln und eine halbe Schreibe 	Brot. ...Die hygienischen und sanitären Verhältnisse spotteten jeder Beschreibung 	und führten dazu, daß viele Menschen an Flecktyphus verstarben.“ (ebda.)





Desweiteren betrafen die ersten Vertreibungen im Juni/Juli 1945 etwa 250 000 Menschen. Der Vorgang lief jeweils nach dem gleichen Schema ab:


Die Ortschaften wurden besetzt und die Deutschen, die nur ein dürftiges Handgepäck mitnehmen durften, wurden in Marschkolonnen zu den Grenzflüssen getrieben. Dort herrschten katastrophale Verhältnisse. Erst kurz vor der Potsdamer Konferenz stoppten die polnischen Stellen diese erste radikale und allzu häufig in exzessiver Brutalität vorge-nommene Austreibung. 


Als auf der Potsdamer Konferenz schriftlich niedergelegt wurde, daß die Vertreibungen in humanitärer Weise durchgeführt werden sollten, und ehe der gerechte Plan der Verteilung der Deutschen ausgearbeitet worden war, gab es bereits weitere 400. 000 Deutsche, die unter den gleichen, schon genannten Bedingungen wie in der ersten Ver-treibungswelle fortgejagt wurden.





Für die Deutschen im restlichen Deutschland waren die Flüchtlingsströme, die seit dem Vordringen der Roten Armee eingesetzt hatten und aus den Ostgebieten (also: Ost-preußen, Pommern und Schlesien), die nach offiziellem Sprachgebrauch „unter polnischer Verwaltung“� waren ein innenpolitisches Problem:


-	Was sollte man mit den Massen von Flüchtlingen machen, während die 


	Versorgungssituation der einheimischen Bevölkerung schon schwierig genug war?


Über Jahrzehnte blieb die Grenzfrage zusätzlich auch ein staatspolitisches Problem: 


-	Was ist „Deutschland“? 


-	Wie entschädigt man ehemalige Bewohner der Ostgebieten, die mit dem Verlust 


	ihrer Heimat einen noch höheren Preis für den von allen Deutschen verlorenen 


	Krieg zahlen mußten?�





Von 1945 bis 1947 erfolgte in den von Polen übernommenen Gebieten (mit einer Fläche von 103. 000 km() ein fast vollständiger Bewohneraustausch (sog. „Polonisierung“). Bleiben konnten nur sogenannte „Autochthone“.


Insgesamt wurden 1946 zwei Millionen Deutsche in geschlossenen Transporten mit Güterwagen aus den ehemaligen Ostgebieten abtransportiert. Nach der Unterbrechung durch den strengen Winter 1946/47 kam eine vierte Welle in Gang:   Die ca. 500 000 Betroffenen waren bis dahin zur Zwangsarbeit verpflichtet worden. Nach 1949 ging die Vertreibung in Einzelaussiedlungen und später in die Spätaussiedlung über.


Im Jahr 1956 war die Bevölkerungszahl in den Ostgebieten auf 7,1 Mio. angewachsen, betrug also mit 81 Prozent fast wieder die gesamte Vorkriegseinwohnerzahl.





Die Bundesrepublik bestand dennoch weiter darauf, daß Deutschland (trotz Gründung der beiden deutschen Staaten) rein rechtlich als Gebiet in den Grenzen von 1937 weiterbestehe. (Vgl. KARTE III)











4. 	Entspannungspolitik





These 3:


„Wandel durch Annäherung und Sicherheit durch Normalisierung: Die Entspannungs-politik seit den 70er Jahren stellte Gebietsansprüche der Bundesrepublik auf die Ostgebiete zurück.“





Schon im Laufe der 60er Jahre veränderte sich, auch durch die Große Koalition (1966 -1969) zwischen CDU/CSU und SPD, die Ostpolitik. Der beabsichtigte „Wandel durch Annäherung“ (Egon Bahr, SPD) der Bundesrepublik wurde jedoch durch den Ein-marsch der Truppen des Warschauer Paktes in die Tschechoslowakei (am 21.08.68) und damit des Endes der Reformen des „Prager Frühlings“ unter Dubcek beendet.





Während in der Zeit der Großen Koalition der Anspruch der CDU/CSU-Fraktion, die Alleinvertretung der Bundesrepublik Deutschland für Gesamtdeutschland aufrecht zu erhalten, nicht ernsthaft in Frage gestellt worden war, wurde in der sozialliberalen Koalition (SPD/FDP; 1969 - 1989) durch verschiedene Verträge mit den damaligen Ostblockländern der Zustand zueinander „normalisiert“, d. h.: die bestehenden Grenzen in Europa  sollten anerkannt werden, auch unter Einschluß der Oder-Neiße-Grenze.


Zu den Ostverträgen (deutsch-sowjetischer Vertrag, 12.08.72; Grundlagenvertrag zwischen den beiden deutschen Staaten, 21.12.72; Prager Vertrag vom 12. Dezember 73, mit dem das Münchener Abkommen vom 29.09.1938 für nichtig erklärt wurde) gehörte auch der Warschauer Vertrag (07.12.1970):


Die Bundesrepublik Deutschland bekräftigte darin den Verzicht auf Gebietsansprüche gegenüber Polen.


Symbolischen Einfluß hatte dabei auch der berühmte „Kniefall“ von Bundeskanzler Willy Brandt (SPD) in Warschau. Innenpolitisch führte dies zu Auseinandersetzungen mit konservativen Kreisen, die der Meinung waren, es sei zu viel über das Leiden der Polen die Rede und zu wenig über das Leiden der Vertriebenen.





Rechtsextreme (NPD) bis rechtskonservative Kreise aus CDU und CSU sowie die Vertriebenenverbände erhoben in der Bundesrepublik Deutschland weiterhin Anspruch auf die Gebiete östlich der Oder-Neiße-Grenze. 


Ihr Einfluß wurde unter der Regierung Kohl (CDU) wieder größer. Für Aufsehen sorgte zum Beispiel der „Deutschlandtag“ der Schlesischen Landsmannschaft 1985,  der unter dem Motto stand: „Schlesien bleibt unser“ . Schnell wurde von östlicher Seite der „Revanchismus“-Vorwurf erhoben, d. h. die Bundesregierung wolle doch wieder Forderungen an Polen stellen.





			          


5. 	Deutschlands Wiedervereinigung							        





These 4:


„Mit der endgültigen Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze durch das wiedervereinigte Deutschland und mit einem zukünftigen Beitritt Polens zu NATO und Europäischer Union wird sich das Problem der Oder-Neiße-Frage noch verringern.“





Als es 1989 zur friedlichen Revolution in der DDR und zur Wiedervereinigung Deutschlands (03.10.1990) kam, spielte die Frage der Oder-Neiße-Linie bei den vertraglichen Verhandlungen mit den früheren Besatzungsmächten und jetzigen Verbündeten eine nicht unerhebliche Rolle. Sie wollten, daß das neu entstehende, gesamte Deutschland in Zukunft keine erneute Gefahr für Polen oder für andere europäische Länder bedeuten könnte.  





Helmut Kohl gab die früheren deutschen Ostgebiete nicht bereitwillig auf, aber er machte konservativen Kritikern in seinen eigenen Reihen deutlich, was der Preis sei:


	„Entweder wir bestätigen die bestehende Grenze, oder wir verspielen heute und 	jetzt unsere Chance zur deutschen Einheit.“�


Mit den Verhandlungen (sog. „2 plus 4“-Verhandlungen) und dem Vertrag zur Deutschen Einheit (03.10.90) wurde deshalb auch nochmals das Verhältnis von 


(Gesamt-) Deutschland  zu Polen vertraglich abgesichert.


Am 14. November 1990 (einen Monat nach der Vereinigung) unterzeichneten die Außenminister beider Länder den deutsch-polnischen Vertrag, der dem Inhalt nach dem Warschauer Vertrag entsprach und entsprechend  allen international gültigen Verträgen heute Polen die Oder-Neiße-Linie als Polens Westgrenze zusichert.





Aber bereits lange vor dieser Unterzeichnung der Deutschen war die Integration der Polen in den (nach polnischem Sprachgebrauch:)  „wiedergewonnen Gebieten“ vollzogen. Seit langem sind die Polen frei von Gefühlen der Unsicherheit und der Vorläufigkeit. Die heimisch gewordene Bevölkerung wächst bereits in der dritten Generation heran.





Durch die offenen Grenzen sind die ehemaligen deutschen Ostgebiete aber auch für Deutsche heute wieder zugänglich. Während in den 80er Jahren zahlreiche Aussiedler in die Bundesrepublik ausreisten, findet  heute eine Gegenbewegung statt:


Teilweise kehren frühere Bewohner von Schlesien, Pommern oder Ostpreußen in ihre alte Heimat, auch wenn sie heute polnisch ist, zurück. (Vgl.: Anhang II)





Aufgrund des europäischen Binnenmarktes und der weiteren politischen Einigung in der EU, der sich Polen anschließen will, wird es in Zukunft möglich sein, daß die früheren deutschen Ostgebiete kein erneuter Streitpunkt zwischen Deutschland und Polen sein werden.
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 Thesenpapier zum Referat:


"Die Oder-Neiße-Frage - Thesenartige Aufstellung zur Entwicklung


 von 1945 bis 1990“








1. 	Einleitung:  Überblick  								





2. 	Zweiter Weltkrieg und Potsdamer Abkommen				





These 1: 


„Die Teilung Deutschlands und die Abtrennung der deutschen Ostgebiete mit der Oder-Neiße-Linie als Grenze zu Polen ist Folge des Kriegstreibens Nazi-Deutschlands.“


-	Kriegsbeginn: Deutscher Überfall auf Polen (01.09.1939)


-	Konferenz von Potsdam (17.7. - 02.08.1945):  Potsdamer Abkommen (02.08.45)


	mit der Oder-Neiße-Grenze als vorläufige Demarkationslinie


- 	Westverschiebung Polens


KARTE I
































                                                                                                     


(Karte aus: Diercke Weltatlas, S. 48/49)


KARTE II:












































(Karte aus: Informationen zur politischen Bildung: Deutsche und Polen , Nr. 142/143, S. 51)





3. 	„Kalter Krieg“							        


						          


These 2:


„Nach dem Zweiten Weltkrieg stand die Oder-Neiße-Frage unter den Zeichen von Vertreibung und Ost-West-Konflikt.“ (50er und 60er Jahre)


- 	Politik der (polnischen) Vergeltung (Beispiel: Manifest des Polnischen Komitees 	der nationalen Befreiung“ vom 22.07.1944)


- 	1945: Flucht und Massenvertreibungen


- 	1946: Abtransport von 2 Millionen Deutschen aus den Ostgebieten


- 	bis 1956:  fast vollständiger Bewohneraustausch (sog. „Polonisierung“)


- 	Bau der Mauer (13. August 1961) -> Verschärfung des Ost-West-Konflikts


- 	Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik für das gesamte Deutschland


	  (in den Grenzen von 1937)


KARTE III:





















































(Deutschland in den Grenzen von 1937; Europa-Karte aus: Diercke-Weltatlas, S. 84)





4. 	Entspannungspolitik							        





These 3:		          


„Wandel durch Annäherung und Sicherheit durch Normalisierung: Die Entspannungs-politik seit den 70er Jahren stellte Gebietsansprüche der Bundesrepublik auf die Ostgebiete zurück.“


-	 Große Koalition (1966-1969): Störung des „Wandels durch Annäherung“ durch 	den Einmarsch der Truppen des Warschauer Paktes in die Tschechoslowakei 	(21.08.68; Ende der Reformen im „Prager Frühling“)


- 	sozialliberale Koalition (SPD/FDP; 1969 - 1989): „Sicherheit durch Normali-	sierung“:


- 	Ostverträge (deutsch-sowjetischer Vertrag, 12.08.72; Grundlagenvertrag zwischen 	den beiden deutschen Staaten, 21.12.72; Prager Vertrag, 12.12. 73):


- 	Warschauer Vertrag (07.12.1970): Verzicht der Bundesrepublik auf Gebiets-	ansprüche





















































(Foto aus: Bertelsmann Lexikon, S. 193)





- 	Regierung Kohl (CDU/CSU und FDP; seit 1982)





5. 	Wiedervereinigung Deutschlands							        





These 4:


„Mit der endgültigen Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze durch das wiedervereinigte Deutschland und mit einem zukünftigen Beitritt Polens zu Nato und Europäischer Union wird sich das Problem der Oder-Neiße-Frage noch verringern.“


- 	Wiedervereinigung Deutschlands: Deutsche Einheit am 03. Oktober 1990


- 	Deutsch-polnischer Grenzvertrag (14.11.1990)


- 	17. Juni 1991: „Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 	Republik Polen über gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenarbeit“


� Kalter Krieg bedeutet: Die Vermeidung militärischer Auseinandersetzungen, dafür jedoch propagandistische Angriffe auf den Gegner und wirtschaftliche Kampfmaßnahmen, Wettrüsten u. a.


� Rhode-Wagner-Übersetzung aus Publikationen des amerikanischen Außenministeriums, zitiert in: Habel / Kistler 1972, S. 33/ 34


�  Quelle: Konrad Adenauer: Meine Einstellung zur außenpolitischen Lage. In: Overesch, Manfred: Die Deutschen und die deutsche Frage 1945-1955. Düsseldorf 1985, S 65


� Zit. nach: Deutsche und Polen (Bundeszentrale für politische Bildung, Bonn 1991), S. 49


� Die nördliche Hälfte Ostpreußens stand unter sowjetischer Verwaltung. Heute gehört sie zu Rußland.


� Dies geschah mit der Zahlung des „Lastenausgleichs“, um wenigstens ein wenig vom Verlust „auszugleichen“.


� Helmut Kohl, zit. nach Bender 1995, S. 243
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